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B7-0160/2014

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Lage in Syrien
((2014/2531(RSP))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen zu Syrien,

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates „Auswärtige Angelegenheiten“ 
vom 23. Januar, 18. Februar, 11. März, 22. April, 27. Mai, 24. Juni, 9. Juli und 22. Juli 
2013 zu Syrien und auf die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 8. Februar 
2013 zu Syrien,

–   unter Hinweis auf die Erklärung der Vizepräsidentin der Kommission / Hohen 
Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, Catherine Ashton, vom 
21. August 2013 zu den jüngsten Berichten über den Einsatz von Chemiewaffen in 
Damaskus, auf ihre Erklärung vom 23. August 2013 zu der Dringlichkeit, eine 
politische Lösung für den Syrien-Konflikt zu finden (in der der vereinbarte Standpunkt 
der EU zu Syrien vom 7. September 2013 zum Ausdruck kommt), und auf ihre 
Erklärung vom 10. September 2013 zu dem Vorschlag, die Chemiewaffen Syriens unter 
internationale Kontrolle zu stellen,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 10. Oktober 2013 zu den jüngsten Fällen 
von Gewalt gegen Christen und Christenverfolgung, insbesondere in Maalula (Syrien) 
und Peschawar (Pakistan) sowie im Fall des Pastors Said Abedini (Iran)1, 

–   unter Hinweis auf die Genfer Konvention von 1949 und ihre Zusatzprotokolle, auf das 
Genfer Protokoll (zum Haager Übereinkommen) über das Verbot der Verwendung von 
erstickenden, giftigen oder ähnlichen Gasen sowie von bakteriologischen Mitteln im 
Kriege, das am 17. Juni 1925 in Genf unterzeichnet wurde, und auf die im 
Chemiewaffenübereinkommen festgelegten Normen,

– unter Hinweis auf die Resolution der Vereinten Nationen vom 27. September 2013 zur 
Vernichtung der chemischen Waffen in Syrien (S/RES/2118-(2013)),

– gestützt auf Artikel 110 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass nach Angaben der Vereinten Nationen seit Beginn des 
gewaltsamen Vorgehens gegen friedliche Demonstranten im März 2011 in Syrien mehr 
als 130 000 Menschen, in der Mehrzahl Zivilisten, umgekommen sind; in der 
Erwägung, dass es laut Angaben des Amts der Vereinten Nationen für die 
Koordinierung humanitärer Angelegenheiten (OCHA) 4,25 Millionen 
Binnenvertriebene und außerdem mehr als zwei Millionen syrische Flüchtlinge gibt, die 
sich hauptsächlich in der Türkei, in Jordanien, im Libanon, in Ägypten und im Irak 
aufhalten;

1 Angenommene Texte, P7_TA(2013)0422.
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B. in der Erwägung, dass am 9. September 2013 der Generalsekretär der Vereinten 
Nationen, Ban Ki-moon, und am 10. September 2013 die Vizepräsidentin der 
Kommission / Hohe Vertreterin, Catherine Ashton, den Vorschlag begrüßt haben, die 
chemischen Waffen des syrischen Regimes zwecks Vernichtung der internationalen 
Gemeinschaft zu übergeben, und dass dieser Vorschlag von Russland, dem Iran und 
Syrien bereitwillig angenommen wurde; in der Erwägung, dass Generalsekretär Ban Ki-
moon erklärt hat, er erwäge, den Sicherheitsrat aufzufordern, die sofortige Verbringung 
der Vorräte an diesen Waffen und von Vorläufersubstanzen an Orte innerhalb von 
Syrien zu fordern, an denen sie sicher verwahrt und vernichtet werden können;

C. in der Erwägung, dass das Assad-Regime laut der Organisation für das Verbot 
chemischer Waffen (OVCW) nur etwa 5 % seiner chemischen Waffen abgegeben hat;

D. in der Erwägung, dass am 22. Januar 2014 eine internationale Konferenz zu Syrien, das 
so genannte Genf-II-Treffen, begonnen hat; in der Erwägung, dass auf der Konferenz 
bislang anscheinend keine diplomatische Einigung zwischen der syrischen Regierung 
und der Opposition erzielt werden konnte;

E. in der Erwägung, dass Aufständische im Dezember 2013 12 Nonnen aus der 
mehrheitlich christlichen Stadt Maalula entführt haben; in der Erwägung, dass es noch 
immer keine Informationen über die beiden entführten Bischöfe, Ioann Ibrahim und 
Bulos Jazigi, gibt, die sich seit etwa 10 Monaten in Gefangenschaft befinden;

F. in der Erwägung, dass eine Radikalisierung des Konflikts stattfindet und die Zahl der 
Angriffe auf religiöse Minderheiten – insbesondere Christen – zunimmt;

G. in der Erwägung, dass Regierungsanhänger Rebellen der al-Nusra-Front und der Gruppe 
„Islamischer Staat im Irak und Syrien“ beschuldigt haben, in den Dörfern Barudah, 
Nabatah, Al-Hambuschija, Balutah, Abu Makka, Aramo, Barmasah, Isterba, Ubin und 
Kharata in Latakia und in der Stadt Al-Ummalija im Umland von Damaskus 
Massenmorde begangen zu haben;

H. in der Erwägung, dass etwa 70 % der Rebellen dschihadistischen, salafistischen und 
terroristischen Gruppierungen angehören;

I. in der Erwägung, dass sich Rebellen der al-Nusra-Front und der Gruppe „Islamischer 
Staat im Irak und Syrien“ (ISIS) mit al-Qaida zusammengetan haben; in der Erwägung, 
dass beide Gruppen nicht nur in Syrien, sondern auch im Libanon und im Irak zum 
Dschihad aufrufen; in der Erwägung, dass diese Gruppen bereits gedroht haben, Europa 
und Israel anzugreifen;

J. in der Erwägung, dass aufständische Kämpfer am 2. Januar 2014 an dutzenden Orten in 
den Provinzen Idlib und Aleppo groß angelegte Angriffe gegen die der al-Qaida 
angeschlossene ISIS gestartet haben;

K. in der Erwägung, dass die ISIS in der gesamten Region in die Offensive gegangen ist – 
auch im Irak, wo sie Angriffe zur Eroberung von Stadtzentren gestartet hat; in der 
Erwägung, dass die ISIS außerdem eine Erklärung abgegeben hat, in der sie sich zu dem 
tödlichen Selbstmordanschlag vom 2. Januar 2014 auf die Hisbollah im Süden von 
Beirut bekennt;
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L. in der Erwägung, dass das Regime Mitte Dezember 2013 mit dem Abwurf von 
Fassbomben auf die Zivilbevölkerung in Aleppo, Damaskus und Daraja begonnen hat;

M. in der Erwägung, dass Regierungsanhänger nach wie vor von Zivilisten bewohnte 
Gebiete angreifen und seit knapp 600 Tagen die Altstadt von Homs, Jarmuk und den 
Osten von Ghuta belagern, was dazu geführt hat, dass bereits Tausende von Syrern 
verhungert sind und eine humanitäre Krise ausgebrochen ist;

N. in der Erwägung, dass beide Konfliktparteien von Lieferungen aus dem Ausland 
abhängig sind; in der Erwägung, dass die Bereitstellung militärischer Unterstützung für 
beide Konfliktparteien einen entscheidenden militärischen Sieg entweder des Regimes 
oder der Rebellen verhindert und dafür sorgt, dass sich der Krieg weiter hinzieht;

1. verurteilt die von beiden Konfliktparteien verübten Folterungen und Massentötungen 
von Zivilisten in Syrien aufs Schärfste und spricht den Angehörigen der Opfer sein 
Beileid aus;

2. verurteilt entschieden die Taktik der Streitkräfte von Präsident Assad, Fassbomben 
gegen Zivilisten in dicht besiedelten städtischen Gebieten einzusetzen;

3. verurteilt die Angriffe der Aufständischen vom Dezember 2013 in Maalula aufs 
Schärfste und fordert die unverzügliche Freilassung der zwölf Nonnen aus Maalula und 
der beiden entführten Bischöfe, Ioann Ibrahim und Bulos Jazigi;

4. begrüßt die in Genf erzielte Einigung über die sichere Durchreise von Zivilisten, die es 
Frauen und Kindern ermöglicht, die Stadt Homs zu verlassen, und es den Vereinten 
Nationen erlaubt, die Flüchtlinge aus der Stadt mit Arzneimitteln zu versorgen und 
ihnen Obdach zu bieten; bekundet seine Hoffnung, dass eine ähnliche Einigung für die 
Städte Damaskus und Aleppo erzielt werden kann;

5. fordert, dass die al-Nusra-Front, die ISIS und alle der al-Qaida nahestehenden 
Organisationen in Syrien auf die Liste der terroristischen Vereinigungen gesetzt werden;

6. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, der 
Vizepräsidentin der Kommission/Hohen Vertreterin der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik, den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten sowie der 
Regierung der Arabischen Republik Syrien zu übermitteln.


